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Gesetz* BGB § 254, HaftpflG § 1
Rechtssatz* Wer auf eine bereits fahrende Straßenbahn,

deren Türen geschlossen sind,* aufspringt und 
hierdurch Schaden erleidet, wird mangels be­
sonderer der Bahn zur Last zu legenden Uta- 
stände den Schaden in alle* Regel selbst tra­
gen müssen«

* <*
Aktenzeichen: VI ZR 63/55
Urteil des BGH vom 21, Dezember 1955 03DG Köln



IJ.ZSL̂ /55.
Verkündet am 210 Dezember 1955 
Fieser, Just.Angest. als ürkunds- 
beamter der Geschäftssteile»

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  

In dem Hechtsstreit

der Stadt Köln, vertreten durch den Rat der Stadt, 
dieser vertreten durch den Oberbürgermeister in Köln, 
Rathaus,

Beklagten, Berufungsklägeriny Anschlußbe­ruf ungsbeklagt en und Revisionsklägerin,

- Prozessbevollmächtigters Rechtsanwalt Br,

g e g e n

den Kellner Karl Bi

Kläger, Berufungsb eklest en, Anschlußbe­
rufungskläger und Revisionsbeklagten,

- Prozessbevollmäehtigter; Rechtsanwalt

hat der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 7. Dezember 1955 unter Mitwir­
kung der Bundesrichter Dr. Kletewefers, Dr.Gelhaar,
Dr0 Bode, Dr.Hauß und Brbel

für Rbcht erkannt:

1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des 3* Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Köln 
vom 30. Dezember 1954 insoweit aufgehoben, als die 
Berufung der Beklagten zurückgewiesen worden ist.
Auf die Berufung der Beklagten wird das Teil- und 
Grundurteil der 5* Zivilkammer des Landgerichts in 
Köln vom 30. Oktober 1953 geändert und wie folgt 
neu gefaßt:
Die Klage wird in vollem Umfang abgewiesen.

o Die Kosten des gesamten Rechtsstreits werden 
dem Kläger auferlegt«

Von Rechts wegen
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*• 2 ” 3o
Tatbestands

Der Kläger verlangt Tön der Beklagten Ersatz des 
Schadens, den er am 13® März 1951 hei einem Straßenhahn­
unfall erlitten hat. Er wollte an einer Haltestelle die 
vordere Plattform des ersten Beiwagens einer Straßenhahn 
besteigen, als diese sich schon in Bewegung gesetzt hat­
te. Der Kläger hielt sich zunächst an den Griffen der 
Tür fest und versuchte vergeblich, die Tor zu öffnen.
Dann verlor er den Halt und stürzte ah. Er geriet mit 
den Beinen unter die fahrende Straßenbahn. Die Verlet­
zungen waren so schwer, daß beide Beine amputiert v/erden 
mußten.

Der Kläger hat vorgetragen*

Die Schaffner hätten abgeläutet, obwohl sie seine 
Absicht bemerkt hätten, die Bahn zu besteigen. Sein Ver­
such, die Vordertür des ersten Beiwagens zu öffnen, sei 
fehlgeschlagen, weil die Tür nicht in Ordnung gewesen sei. 
Bei der Vorbeifahrt an einer Laterne, die zusammen mit 
einem Leitungsmast in der Nähe der Haltestelle vorschrifts­
widrig zu nah an den Gleisen aufgestellt gewesen sei, sei 
er abgestreift worden und unter die Bahn geraten. Den Scha­
den verlangt er unter Berücksichtigung seines eigenen Vei*- 
3chi£ldens zu einem Drittel ersetzt. Er hat beantragt,

1. die Beklagte zu verurteilen, 3053,11 DM nebst 4 *f>
Zinsen seit dem 1. März 1952 an ihn zu zahlen,

2. festzustellen, daß die Beklagte zu einem Drittel für 
den Schaden verantwortlich sei, welcher ihm noch aus 
dem Unfall vom 13. März 1951 entstanden sei und der 
Höhe nach noch nicht feststehe, abzüglich der etwa 
ihm wegen des Unfalls zufließenden Sozialleistungen«
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Die Beklagte hat das Vorbringen des Klägers bestrit­
ten und insbesondere vorgetragen, die Entfernung zwischen 
den Gleisen und der Laterne sei vorschriftsmäßig gewesen* 
nur ein nicht von ihr, sondern von der Polizei angebrach­
tes Verkehrsschild habe zu weit hinausgeragt, jedoch sei 
dieses Schild für den Unfall nicht ursächlich gewesen«

Das Landgericht hat unter Abweisung der Klage im 
übrigen den Zahlungsanspruch nur in Höhe von einem Vier­
tel des GesamtSchadens dem Grunde nach für gerechtfertigt 
erklärt und festgestellt, daß d&e Beklagte verpflichtet 
sei, dem Kläger nach Maßgabe des Reichshaftpflichtgesetzes 
und des Sachschadenhaftpflichtgesetzes ein Viertel des 
noch entstehenden Schadens zu ersetzen, und zwar abzüglich 
der ihm etwa zufließenden Sozialleistungen*

%
Die Beklagte ist mit. ihrer Berufung, der Kläger mit 

seiner Anschlußberufung bei den im ersten Rechtszug ge­
stellten Anträgen verblieben« Das Berufungsgericht hat 
beide Berufungen zurückgewiesen«

Die Beklagte beantragt mit der Revision, die Klage 
in vollem Umfange abzuweisen* der Kläger bittet um Zurück­
weisung der Revision*

Ent s ch.e i dungsgiündes

Das Berufungsgericht stellt fest, der Kläger sei auf 
den in Fahrt begriffenen Straßenbahnzug zugelaufen und 
auf das Trittbrett des Anhängerwagens aufgesprungen, obwohl 
die Türen geschlossen gewesen seien« Er habe keinen Halt 
gefunden und sei durch die Berührung mit-dem rechts am 
Straßenrand stehenden Laternenmast abgestreift worden«
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Irgendeine Ordnungswidrigkeit des Personals der Straßen­
bahn liege nicht vor® Es«sei auch nicht festzustellen, 
daß der Kläger mit dem an der Laterne angebrachten Ver­
kehrszeichen in Berührung gekommen sei, so daß es auf 
dessen Abstand von der Straßenbahn nicht ankomme. Wenn 
auch der mit 50 cm angenommene Abstand zwischen der La­
terne und der Außenkante des Anhängerwagens den Vor- 
Schriften der BOStrab über den zulässigen Mindestab­
stand* entspreche, so bedeute doch die Nähe der Laterne 
neben dem Straßenbahngleis eine Erhöhung der normalen 
Betriebsgefahr der Straßenbahn* Bieser durch die Eigen­
art der Linienführung bedingt erhöhten Betriebsgefahr 
stehe ein grob leichtfertiger Verstoß des Klägers gegen 
die Vorschrift des. § 36 Abs 2 Satz 2 StVO gegenüber. Es 
erscheine angemessen, dem Kläger nach den Abwägungsgrund­
sätzen des § 254 BOB ein Vierteil des Schadens zuzuspre­
chen 0

Die Revision greift zunächst mit verfahrensmäßigen 
Bügen die tatsächlichen Feststellungen des Berufungsge­
richts an* Es bedarf jedoch keines näheren Eingehens auf 
diese Rügen, da die sachlich-rechtliche Eüge durchgreift, 
das Berufungsgericht habe zu Unrecht die Linienführung 
der Straßenbahn als maßgeblichen Umstand bei der Schadens­
abwägung berücksichtigt.

Zwar sind die Ausführungen des Berufungsgerichts da­
rüber nicht zu beanstanden, daß die Gestaltung des Bahnbe­
triebs im Einzelfall, soweit sie sich ursächlich für den 
Unfall ausgewirkt hat, den Maßstab der Schadensabwägung 
gemäß § 1 EHaftpflG, § 1 sachschädenrHaftpflG in Verbin­
dung mit. § 254 BGB bilden muß. Babei können gefahrerhöhen- 
d<? Umstände des Betriebs der Bahn’auch dann ins Gewicht
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fallen, wenn deren Vorhandensein nicht den Vorwurf einer 
Ordnungswidrigkeit begründet. Andererseits geht es nach 
Ansicht des Senats zu weit, wenn das Berufungsgericht 
allein aus der Tatsache, daß die Straßenbahn in geraumer 
Entfernung von einer Haltestelle nahe an einer Straßen­
laterne vorbeifährt, eine erhöhte Betriebsgefahr entnimmt 
und eben deshalb dem leichtfertig aufspringenden Passagier 
einen Anspruch auf Ersatz eines Teilschadens gibt. Wäre der 
Iiaternenmast in der Nähe der Haltestelle gewesen und hätte 
er dort dem Ein- und Aussteigeverkehr gefährlich werden 
können, so wäre dem Berufungsgericht zuzustimmen» Im vor­
liegenden Palle lag aber die ganze Straßenbreite der ein­
mündenden Tacitusstraße zwischen der Haltestelle und dem 
laternenmasto Baß eine Straßenbahn während der Pahrt nahe 
an Gegenständen vorbeifahren muß, ist dem Straßenbahnver- 
kehr in den Städten eigentümlich, Bie Rechtslage kann inso­
weit nicht anders beurteilt werden, als wenn die Straßen­
bahn etwa nahe an einer entgegenkommenden Straßenbahn oder 
an einem parkenden Auto vorbeigefahren wäre (vgl auch die 
Beispiele bei Böhmers Bas Reichshaftpflichtgesetz /I950/
§ 1 Anm 87-88)» Solange sich diese Abstände in üblicher 
und durch die Sicherheitsvorschriften gebilligter Entfer­
nung halten, erscheint es nicht gerechtfertigt, zugunsten 
desjenigen, der auf die mit geschlossenen Türen fahrende 
Bahn aufspringt und damit die Gefahr leichtfertig auf 
sich nimmt, den erwähnten Umstand zu berücksichtigen, der 
nur durch die Leichtfertigkeit des Aufspringenden gefähr­
lich werden konnte. Bie Linienführung der Straßenbahn ist 
daher vom Berufungsgericht zu Unrecht unter dem Gesichts­
punkt der erhöhten Betriebsgefahr bei der Schadensabv/ä- 
gung zu Gunsten des ' Klägers7 . berücksichtigt worden, 
so daß das Urteil keinen Bestand haben kann»

I j



Bei dem vom Berufungsgericht festgestellten Sachver­
halt tritt die Betriebsgefahr der Straßenbahn in ihrer ur­
sächlichen Bedeutung für den Unfall völlig zurück gegen­
über dem grob fahrlässigen Verhalten des Klägers, der 
über die Gefährlichkeit seines Tuns nicht im Zweifel sein 
konnte* Es erschien daher billig, die Beklagte von der 
Schadensersatzpflicht freizustellen. Die Klage war daher 
unter Abänderung der Urteile der Vorinstanzen abzuweisen*

Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 91, 97 ZPOo

Bundesrichter 3)r0Kleinewefers 
ist beurlaubt, ortsabwesend und 
an der Beifügung seiner Unter­
schrift verhindert*

Br o Gelhaar Dr 0 Gelhaar
DroHauB Erbel

Br0Bode
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